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Geleitwort

Vor 20 Jahren war einer der großen Wendepunkte in der deutschen
Geschichte. 1989 brach die Staatsmacht der DDR unter dem Druck des Vol-
kes zusammen. Kurze Zeit sp�ter entschied sich das Volk f�r eine rechts-
staatliche Verfassung. Die B�rgerinnen und B�rger der alten Bundesrepu-
blik kamen schon 60 Jahren fr�her in diesen Genuss, als das Grundgesetz
in Kraft trat. Vor 90 Jahren besiegelte die Weimarer Reichsverfassung nach
Niederlage und Kapitulation im 1. Weltkrieg endg�ltig das Ende der Monar-
chie und l�utete in Deutschland das Zeitalter der parlamentarischen Demo-
kratie ein. Drei Ereignisse, die nicht nur den Gang der Geschichte, sondern
auch Rechtswissenschaft und Rechtsanwendung nachhaltig beeinflusst
haben.

Der Sammelband „Wendepunkte“ erscheint daher genau zum richtigen
Zeitpunkt. Namhafte Mitglieder der Rechtswissenschaftlichen Fakult�t der
Friedrich-Schiller-Universit�t in Jena haben in der Woche der Rechtswis-
senschaft vom 11. bis zum 15. Mai 2009 einschneidende Wegmarken aus
den letzten 100 Jahren aufgegriffen und ihre Auswirkungen auf Rechtsset-
zung und Rechtsanwendung beleuchtet.

Der Blick auf rechtliche Umorientierungen beginnt 1919 mit der Weima-
rer Reichsverfassung. Mit ihr wurde Deutschland erstmals eine parlamenta-
rische Demokratie und mit ihr vollzog Deutschland einen Wechsel vom
Kaiserreich zur Republik. Unter dem Eindruck des verlorenen Krieges
stand in ihrer Pr�ambel erstmals die Aufforderung, dem Frieden zu dienen,
ein Novum der Verfassungsgeschichte.

Die Weimarer Reichsverfassung war außerdem die Grundlage f�r Ent-
wicklung der Sozialstaatlichkeit in Deutschland und hat deren Auspr�gung
in den folgenden Jahren bis heute erst ermçglicht.

Auch in Weimar und auch 1919 gr�ndete Walter Gropius das Staatliche
Bauhaus. Wer h�tte erwartet, dass die weltber�hmte Kunstschule bis heute
die Rechtsprechung zum Urheberrecht beeinflusst? Der Wendepunkt in
Architektur und Kunst lçste auch viele urheberrechtliche Streitigkeiten
aus, die zum Teil bis zum Bundesgerichtshof gelangten.

1923 wurde erstmals der Versuch unternommen, die noch junge Diszip-
lin des Arbeitsrechts in einem Allgemeinen Arbeitsvertragsgesetz zu kodi-
fizieren. Das Vorhaben scheiterte bekanntlich ebenso wie auch alle wei-
teren Bestrebungen dieser Art.

Erfolg war im Jahr 1923 aber dem Reichsjugendgerichtsgesetz beschert.
Erstmals gab es ein eigenst�ndiges Gesetz �ber die strafrechtliche Behand-
lung von Jugendlichen. Vor dem Hintergrund, dass dabei unstreitig andere
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Ans�tze und Ziele verfolgt werden m�ssen als bei der Bestrafung von
Erwachsenen, darf dies ohne �bertreibung als wichtiger Wendepunkt im
Jugendstrafrecht angesehen werden.

Die Weltwirtschaftskrise 1929 ver�nderte Wirtschaftsordnung, Gesell-
schaft und Politik der Industriestaaten grundlegend. In Deutschland trug
sie einen nicht unerheblichen Teil zum Ende der Republik bei. Nur vier
Jahre sp�ter stand mit der Macht�bernahme durch die Nationalsozialisten
der n�chste Wendepunkt an. Das neue politische System der Diktatur ver-
�nderte nicht nur die Funktionsweise des Gesetzgebers, sie beeinflusste
auch das materielle Recht und die juristische Methodenlehre.

Nach dem 2. Weltkrieg entstand in der Bundesrepublik eine freiheitliche
und auf der sozialen Marktwirtschaft basierende Gesellschaftsordnung. Der
schnell aufbl�hende Wohlstand beruhte auf Wettbewerb, dessen Funk-
tionsf�higkeit im Jahr 1958 mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschr�n-
kungen erstmals abgesichert wurde.

Der gesellschaftliche und politische Wandel der sp�ten 60er Jahre hat die
zwischen 1969 und 1974 verabschiedeten Strafrechtsreformgesetze maß-
geblich beeinflusst. Sexualstrafrecht, Abtreibungsstrafrecht und Demons-
trationsstrafrecht wurden liberalisiert.

Wie bereits angedeutet, bahnte sich 1989 einer der entscheidenden Wen-
depunkte der deutschen Geschichte an. Das politische und zum grçßten
Teil auch das rechtliche System der DDR wurden aufgelçst. Im Zuge der
justiziellen Aufarbeitung des DDR-Unrechts wurde ein Rechtsgedanke ver-
festigt, der seinen Ursprung im Jahr 1946 hat und von dem man in der
Nachkriegszeit annahm, er habe sich als deutscher Sonderweg schon erle-
digt: die Radbruchsche Formel. Die ihr zugrunde liegende Theorie f�hrte
zur Strafbarkeit der Mauersch�tzen und ihrer Befehlshaber.

Der Blick auf die Wendepunkte des Rechts endet mit zwei hoch aktuellen
Themen. Im Juni 2009 wurden in Bundestag und Bundesrat die Ergebnisse
der Fçrderalismuskommission II mit nachhaltigen Auswirkungen auf die
Finanzverfassung verabschiedet. Das Grundgesetz wird eine Schulden-
bremse enthalten, welche dem Staat die Aufnahme von Krediten zum Haus-
haltsausgleich nur in wenigen Ausnahmef�llen gestattet. Einer der Ausnah-
mef�lle w�re die derzeitige Finanz- und Wirtschaftskrise. Sie wird – auch
wenn ihre Folgen noch nicht absch�tzbar sind – ebenfalls als Wendepunkt
in die Rechtsgeschichte eingehen. Neben Rettungsschirm und Konjunktur-
paketen wird es vor allem �nderungen der wirtschaftsrechtlichen Rahmen-
ordnung geben. Mit dem Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsver-
g�tung wurde bereits ein erster Schritt unternommen.

Die gegenw�rtige Finanzkrise wird nicht der letzte Pr�fstein und Kreuz-
weg bleiben. Die Beitr�ge in diesem Buch zeigen aber, dass Rechtswissen-
schaft, Rechtsanwendung und Gesetzgebung es zu jeder Zeit verstanden
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haben, gute und schlechte Wendepunkte zur Umorientierung und Verbes-
serung des Rechts zu nutzen.

Allen Autoren danke ich f�r Ihre hervorragenden Vortr�ge. Herrn Profes-
sor Dr. Pauly geb�hrt besonderer Dank f�r seine Idee, die Vortr�ge zur
Woche der Rechtswissenschaft in diesem Band zusammenzutragen und
daf�r, dass er die M�hen des Herausgebers �bernommen hat.

Allen Leserinnen und Lesern w�nsche ich eine spannende Lekt�re �ber
vergangene, aber keineswegs �berholte Wendepunkte im Recht.

Marion Walsmann
Justizministerin des Freistaats Th�ringen
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Vorwort

Angesichts der Jubil�en von 90 Jahren Weimarer Reichsverfassung, 60 Jah-
ren Grundgesetz und 20 Jahren „Friedliche Revolution“ veranstaltete die
Rechtswissenschaftliche Fakult�t der Friedrich-Schiller-Universit�t Jena
vom 11.–15. Mai 2009 eine „Woche der Rechtswissenschaft“ zum Thema
„Wendepunkte“, um Schlaglichter auf die Entwicklung der dogmatischen
Teildisziplinen des Zivil-, Straf- und �ffentlichen Rechts, aber auch der
Methodenlehre und Rechtsphilosophie in den letzten 100 Jahren zu werfen.
Die hier versammelten Referate fragen nach Z�suren, Umorientierungen
und Bewegungslinien in der Rechtsentwicklung selbst wie in der sie beglei-
tenden Wissenschaft. Die Zugriffe erfolgen angesichts der Weite des Zeit-
und Themenzusammenhangs punktuell und exemplarisch. Sie gelten teils
den Umbr�chen im Jahrhundert der Extreme (E. Hobsbawm) und ihrer
„Wahrheit“, teils den von ihnen herr�hrenden Erfahrungen, Pr�ge- und
Folgewirkungen auch f�r die Gegenwart. Aus dem reichhaltigen Angebot
der Woche nicht dokumentiert wird namentlich das Podiumsgespr�ch
„1989 – die Friedliche Revolution“, das u. a. mittels von Zeitzeugen As-
pekte der Geschichte der DDR, insbesondere ihres Unterganges beleuchtete.
Sowohl f�r die Betrachtung der Weimarer Republik, der DDR wie der Bun-
desrepublik Deutschland erwies sich die Perspektive einer (verzçgerten)
„Westernisierung“ hilfreich, wie sie in der modernen historischen For-
schung entwickelt worden ist und grosso modo auch Deutschlands „langen
Weg nach Westen“ (H.A. Winkler) erhellt. Der Dank gilt allen Mitwirken-
den, den vortragenden Kollegen wie den diskussionsfreudigen Studieren-
den, in besonderem Maße auch dem Richard Boorberg Verlag, der eine kom-
fortable Drucklegung ermçglicht hat. Ohne die zuverl�ssige Betreuung
durch meinen wissenschaftlichen Mitarbeiter Herrn David Jungbluth h�tte
der Band nicht so reibungslos und z�gig erscheinen kçnnen.

Jena im Sommer 2009 Walter Pauly
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Weimar 1919
– Demokratie von oben oder von unten?
Von Prof. Dr. Gerhard Lingelbach

Im einstigen Hoftheater1 zu Weimar, dem Ort, an dem Ende Juli 1919 die
Verhandlungen zu einer Verfassung der ersten deutschen Republik beendet
waren, kamen drei Wochen darauf – am 21. August – noch einmal die Abge-
ordneten der Nationalversammlung sowie geladene G�ste zusammen. Der
Anlass war die feierliche Vereidigung des Reichspr�sidenten Friedrich
Ebert. Als Pr�sident Ebert zu dem Rednerpult trat, fehlte das Manuskript
mit dem vorgeschriebenen Text. Nachdem das Orgelspiel verklungen war,
kam es zu einer stçrenden Pause, in der sich Peinlichkeit breitmachte. Ein
Zeitzeuge als Zuschauer, Harry Graf Kessler2, vermerkt zu all dem spitz in
seinem Tagebuch: „Alles im Bratenrock, Orgelvorspiel auf der mit Blumen
und den Reichsfarben geschm�ckten B�hne, alles sehr anst�ndig, aber
schwunglos wie bei einer Konfirmation in einem gutb�rgerlichen Haus.“3

Und er f�gte noch an, „die Republik solle besser allen Zeremonien aus
dem Wege gehen, diese Staatsform eigne sich nicht dazu“.

Welche Zeremonien, welcher, wann zu feiernder Tag einer Republik
anstehen, ist hier nicht das Thema. Sehr wohl sollte aber dieser Weimarer
Republik – die vielleicht doch nicht nur aus politischer Not heraus in der
kleinen, drei Monate zuvor noch F�rstenresidenzstadt tagte, was gleich
einer ganzen �ra den Namen gab – nicht nur in Jubil�umsjahren erinnert
werden.

Dieses Erinnern kann hier nur knapp unter zwei Gesichtpunkten erfol-
gen:
1. War es eine Demokratie von oben oder von unten?
2. Wie war das politische Umfeld im Reich, wie am Tagungs- und Verhand-

lungsort und welche Wirkungen konnten dabei auf die Abgeordneten
ausgehen?
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1 Das Hoftheater trug seit dem 17. November 1918 den Namen Landestheater in Weimar. Am
19. Januar 1919, dem Tag der Wahlen zur verfassungsgebenden Nationalversammlung, erkl�rte
der Generalintendant des Theaters – im Einverst�ndnis mit der provisorischen Weimarer
Regierung – zu Beginn einer Auff�hrung von Schillers Drama „Wilhelm Tell“ das Haus zum
„Deutschen Nationaltheater“. Die offizielle Umbenennung erfolgte am 11. November 1919.

2 Harry Clemens Ulrich von (seit 1879) Kessler, auch Harry Graf von (seit 1881) Kessler, (1868 –
1937): Deutscher Kunstsammler, Literat, Publizist, Politiker.

3 Kessler, Das Tagebuch 1880–1937. Bd. 7: 1919–1923, hrsg. von Rheintal, 2007, S. 311.



Zum ersten: Worauf baute diese Demokratie?

Fast undurchschaubar rangen in den politischen Wirren seit Anfang
November 1918 einerseits die etablierten Parteien, andererseits die vieler-
orts gebildeten Arbeiter- und Soldatenr�te um Dominanz. Letztere sind
auch Ergebnis des Kriegsverlaufs und der drohenden – vom US-amerikani-
schen Pr�sidenten Wilson geforderten bedingungslosen – Kapitulation
ohne Monarchen. Begleitet wird all das von mehr oder weniger radikalen
Forderungen und Handlungen der einen wie der anderen politischen Strç-
mungen.

Aus diesen K�mpfen und deren Ergebnissen sollen nur einige Stationen
der Abl�ufe in Stichworten benannt sein:

Um die Mittagsstunde des 9. November 1918 �bertrug Prinz Max von
Baden das Amt des Reichskanzlers dem Sozialdemokraten Friedrich Ebert.
Dies soll von den Worten begleitet gewesen sein: „Herr Ebert, ich lege ihnen
das Schicksal des Deutschen Reiches ans Herz“.

Sein Parteifreund Scheidemann çffnet gegen zwei Uhr ein Fenster des
Reichstagsgeb�udes und ruft çffentlich die Deutsche Republik aus.4

Zwei Stunden sp�ter tritt der Kommunist Liebknecht vor eine große
Gruppe von Demonstranten vor dem Berliner Schloss und ruft von dessen
Balkon die „freie sozialistische Republik“ aus – in Anlehnung an das sow-
jetrussische R�temodell.

Der zu dieser Zeit 48-j�hrige Friedrich Ebert stellt sich an die Spitze der
Revolution, um sie in parlamentarische Bahnen zu lenken und eine Ent-
wicklung analog zur russischen Revolution zu verhindern.5

Die Mehrheitssozialdemokraten (MSPD) einigen sich mit den Unabh�ngi-
gen Sozialdemokraten (USPD) am 10. November auf die Bildung eines pari-
t�tisch mit je drei Mitgliedern ihrer Seite besetzten Rates: Die neue deut-
sche Regierung – den Rat der Volksbeauftragten.6

F�r die verfassungsrechtliche Legitimation war damit ein Doppeltes
gegeben: Als ernannten Reichskanzler konnte man in der Person Friedrich
Eberts den noch von der alten Ordnung beglaubigten Macht- und Entschei-
dungstr�ger sehen.7 In seiner politischen Eigenschaft als Vorsitzender des
Rates der Volksbeauftragten gr�ndete er zugleich auf der revolution�ren
Komponente des Herbstes 1918, die eine wesentliche Akzeptanz seitens
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4 Vgl. Abendausgabe der Vossischen Zeitung vom 9. November 1918.
5 Er berief weitere Sozialdemokraten in sein Kabinett und bem�hte sich zugleich, die Minder-

heitssozialisten der USPD in die Regierung mit einzubinden.
6 Am selben Abend noch wurde dieser Beschluss von der Vollversammlung der im Zirkus Busch

versammelten Berliner Arbeiter- und Soldatenr�te gebilligt. Vgl. auch Aufruf des Rates der
Volksbeauftragten an das deutsche Volk vom 12. November 1918 (RGBl. 1918, S. 1203).

7 Vgl. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Band VI: Die Weimarer Reichsverfas-
sung, 1981, S. 5–7.



jener Kr�fte sicherte.8 Damit stand er den einen wie den anderen gegen�ber
in der Verantwortung. Auf diese Weise, „durch das Aufeinandertreffen der
beiden Bewegungen – quasi-legale Macht�berleitung ‘von oben’, revolutio-
n�re Machtbildung ’von unten’“ – kam Ebert in eine Doppelstellung und
Doppelfunktion hinein“ – so Ernst-Wolfgang Bçckenfçrde.9 Die Regierun-
gen der deutschen Bundesstaaten – eine Reihe hob mit der Bezeichnung
Freistaat den begonnenen republikanischen Charakter explizit hervor – hat-
ten in einem eigens errichteten Staatenausschuss den Beschluss �ber die
fçderativen Elemente der neuen Reichsverfassung gefasst.10

„Im Zusammenbruch der alten Ordnung, in den immer noch halbwegs
legalen Formen der �bergabe der zivilen und milit�rischen Macht sowie
in der Begr�ndung einer neuen Ordnung kraft einer durch Volkswahl beru-
fenen Nationalversammlung konnte man geradezu das Lehrst�ck f�r die
rechtsschçpferische Kraft einer Revolution sehen“11 – �hnlich formulierte
es Gerhard Ansch�tz in seinem Kommentar zur Reichsverfassung.

In diesem Spannungsfeld wirkten f�r knapp dreizehn Jahre nicht nur
Ebert – als der Pr�sident der jungen Republik –, sondern die verschiedens-
ten Kr�fte und M�chte.

Ende November 1918 beschlossen die Konferenzen der Regierungsvertre-
ter der Bundesstaaten die Aufrechterhaltung der Reichseinheit und die
Wahl einer Nationalversammlung. Der Rat der Volksbeauftragten schloss
sich dem im November an. F�r die Errichtung eines liberal-demokratischen
Verfassungsstaates waren die wesentlichen politischen und gesetzgeberi-
schen Voraussetzungen gegeben. Endg�ltig entschied dann der vom 16. bis
20. Dezember 1918 in Berlin tagende Reichskongress der Arbeiter- und Sol-
datenr�te zugunsten der von der Sozialdemokratie bevorzugten Lçsung und
best�tigte zugleich die bereits am 30. November ergangene Verordnung des
Rates der Volksbeauftragten zur Wahl einer Nationalversammlung.

Nunmehr wurde mit der Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfs begon-
nen. Die Wahlen zum verfassungsgebenden Parlament waren auf den 19. Ja-
nuar 1919 festgelegt.12
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8 Vgl. zu diesem Problem die gr�ndliche Analyse bei: Danz, Rechtswissenschaft und Revolu-
tion. Kontinuit�t von Staats- und Rechtsordnung als rechtswissenschaftliches Problem, dar-
gestellt am Beispiel der Novemberrevolution von 1918 in Deutschland, 2008.

9 Vgl. Erkl�rung des Staatssekret�rs des Reichsamts des Innern Dr. Preuß auf der zweiten L�n-
derkonferenz vom 25. und 26. Januar 1919, in: Stier-Somlo, Deutsches Reichs- und Landes-
staatrecht, Bd. 1, 1924, S. 256–270.

10 Vom 25. bis 30. Januar 1919.
11 Stolleis, Geschichte des çffentlichen Rechts in Deutschland, Bd. 3: Staats- und Verwaltung-

rechtswissenschaft in Republik und Diktatur 1914–1945, 1999, S. 91; dazu auch: Ansch�tz,
Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919. Ein Kommentar f�r Wissenschaft
und Praxis, 14. Aufl. 1933, S. 207ff.

12 Verordnung �ber die Wahlen zur verfassungsgebenden deutschen Nationalversammlung
(Reichswahlgesetz) vom 30. November 1918 (RGBl. 1918, S. 1345).



Mit der Entscheidung f�r allgemeine Wahlen zur verfassungsgebenden
Verfassung und damit zugleich f�r Republik, Demokratie und Rechtsstaat
waren zwar wichtige Positionen abgesteckt, indes war damit nicht endg�l-
tig die Gewissheit der Durchsetzung gegeben. Weder hçrten die Unruhen
und Straßenk�mpfe im Reich auf, noch waren die �berwindung von Hun-
ger und Kriegssch�den absehbar, sodass sich damit auch kein Ende von
Lethargie und Hoffnungslosigkeit bei vielen Menschen abzeichnete.

Die Dezemberunruhen und der Aufstand im Januar brachten insbeson-
dere f�r Berlin eine Situation, die eine geordnete Arbeit der Deputierten –
nicht nur unbehelligt von Demonstrationen und Petitionen – nicht mçglich
erscheinen ließen.

Der politische Konflikt zwischen den Bef�rwortern einer Neuverfassung
der Gesellschaft zu einer parlamentarischen Republik auf der einen Seite
und den Anh�ngern einer R�tediktatur, wie sie seit einem reichlichen Jahr
in Russland herrschte, auf der anderen Seite war noch nicht endg�ltig
zugunsten von Demokratie und Freiheit entschieden. Im Gegenteil: In den
ersten Januarwochen spitzte sich die Konfrontation zu. Die unmittelbaren
Vorbereitungen zur Wahl der Nationalversammlung mobilisierten wie-
derum jene, die von einem verfassungsm�ßigen Weg nichts hielten.

Vielerorts waren Stimmen in unverhohlener Abneigung gegen eine
demokratische Verfassung offenkundig. Bedeutete dies alles schon Ein-
flussnahme auf die Wahlen, die W�hler, so kamen von diesem Umfeld
beeinflusst und beeindruckt ab Februar die Abgeordneten zusammen.

Nach dem Untergang der Monarchie war eine verfassungsgebende Ver-
sammlung – die Nationalversammlung – zu w�hlen. Am 19. Januar 1919
gaben bei den gleichen, geheimen Wahlen zum ersten Mal in der deutschen
Geschichte auch die Frauen ihre Stimmen ab.

Die Wahlen brachten folgende Verteilung der 423 Mandate f�r die Natio-
nalversammlung: 165 Mandate entfielen auf die Sozialdemokratische Partei
Deutschlands, 91 auf die Zentrumspartei, 75 auf die Deutsche Demokrati-
sche Partei, 44 auf die Deutsche Nationale Volkspartei, 22 auf die Unabh�n-
gigen Sozialdemokraten, 18 erzielte die Deutsche Volkspartei, 4 der Bayeri-
sche Bauernbund sowie 4 auf andere.

Die Abgeordneten des Parlaments nahmen am 6. Februar 1919 ihre Arbeit
in Weimar auf. Nachmittags um drei Uhr wurde die Nationalversammlung
im Weimarer Hoftheater feierlich erçffnet. In den n�chsten Monaten war
die th�ringische Residenzstadt der Aufenthalts- bzw. Garnisonsort f�r
2000 Zivil- und weitere 2000 Milit�rpersonen, die im Tross der National-
versammlung erforderlich waren. Nunmehr sollten die entscheidenden
Fragen, wie das k�nftige Deutschland verfasst sein sollte, debattiert und
entschieden werden.
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